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Die ökonomische Ungleichheit hat in Deutschland seit der 
Wiedervereinigung zugenommen (z. B. Bartels und Schrö-
der, 2020). Was sind die Gründe dafür? Steigende Immobi-
lienpreise und Mieten haben das Thema Wohnen ins Zent-
rum der Debatte über wachsende ökonomische Ungleich-
heit gerückt und das aus mehreren Gründen. Erstens hält 
der durchschnittliche Haushalt in Deutschland die Hälfte 
seines Vermögens in Form von Immobilien. Zweitens ist ins-

besondere die Mittelklasse in Immobilienvermögen inves-
tiert (Albers et al., 2020). Drittens sind die Immobilienpreise 
in Deutschland zwischen 2010 und 2018 um 50 % gestie-
gen, wovon die Immobilieneigentümer und diejenigen mit 
ausreichend Eigenkapital für den Einstieg in den Immobi-
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lienmarkt profi tiert haben. Der Besitz von (selbstgenutzten) 
Immobilien hat aber auch Bedeutung für die Einkommens- 
und Konsumungleichheit: Während Vermieter aus Immobi-
lien Mieteinkommen erhalten, beschränken steigende Mie-
ten die Konsummöglichkeiten von Miethaushalten.

Hier schätzen wir den Beitrag von äquivalenten Mietein-
kommen zur Ungleichheit äquivalenter Haushaltseinkom-
men und den Beitrag von Nettoimmobilienvermögen zur 
Ungleichheit von Nettohaushaltsvermögen für den Zeit-
raum von 2002 bis 2017 anhand von Daten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP). Unsere Methodik basiert 
auf Shorrocks (1982). Außerdem untersuchen wir die regi-
onale Verteilung von Immobilienbesitz, Immobilienvermö-
gen und Mieteinkommen, da die Lage zentral für den Wert 
der Immobilie und die Miete ist.

Das Markteinkommen (vor Steuern und Transfers) kann 
grob als die Summe aus Arbeits- und Kapitaleinkommen 
defi niert werden. Der größte Teil der Bevölkerung ist auf 
Arbeitseinkommen angewiesen und erhält nur geringe Ka-
pitaleinkommen. Folglich untersucht eine umfangreiche 
Literatur die Ursachen für die sich verändernde Ungleich-
heit der Arbeitseinkommen, da die aufgedeckten Dynami-
ken weite Teile der Bevölkerung betreffen. Im Gegensatz 
dazu sind die Kapitaleinkommen sehr stark an der Spitze 
der Einkommensverteilung konzentriert, sodass steigende 
Kapitaleinkommen – z. B. aus Vermietung und Verpach-
tung – die Einkommensungleichheit vergrößern.

Das nachstaatliche Einkommen umfasst zusätzlich Steu-
ern und Transfers. Empfänger von Sozialversicherungsren-
ten, Arbeitslosengeld, Sozialhilfe oder anderen Arten von 
staatlichen Transfers haben ein positives nachstaatliches 
Einkommen, aber kein Markteinkommen. Änderungen im 
Steuer- und Transfersystem trugen zwischen 1999/2000 
und 2005/2006 erheblich zur wachsenden Ungleichheit 
der nachstaatlichen Äquivalenzeinkommen bei (Biewen 
und Juhasz, 2012), veränderten aber die Verteilung nach 
2005 nicht wesentlich (Biewen et al., 2019).

Das Arbeitseinkommen ist das Produkt aus (bezahlten) Ar-
beitsstunden und Lohn. Insgesamt wird in der Literatur zur 
Lohnungleichheit für den Zeitraum von 1985 bis 2009 die 
Lohnungleichheit zwischen den Unternehmen als Haupt-
treiber hervorgehoben (Card et al., 2013). Für den Zeitraum 
von 1995 bis 2010 wird in Studien der sinkende Einfl uss von 
Gewerkschaften als dominierender Effekt identifi ziert (Bie-
wen und Seckler, 2019), insbesondere am unteren Ende der 
Lohnverteilung (Dustmann et al., 2009), und als zweitwich-
tigster Effekt die steigende Bedeutung persönlicher Merk-
male wie Alter und Bildung (Biewen und Seckler, 2019), ins-
besondere am oberen Ende der Lohnverteilung (Dustmann 
et al., 2009). Die gestiegene Ungleichheit der Arbeitsein-

kommen ist hauptsächlich von der zunehmenden Ungleich-
heit der Arbeitsstunden getrieben (Beckmannshagen und 
Schröder, 2020).

Kapitaleinkommen aus Vermietung und Verpachtung

Kapitaleinkommen besteht aus Zinserträgen, Dividen-
den und Einkommen aus Vermietung und Verpachtung. 
Die Kapitaleinkommen konzentrieren sich an der Spit-
ze der Einkommensverteilung (z. B. Bartels, 2019, für 
Deutschland). Folglich ist der gesamtwirtschaftliche An-
teil der Kapitaleinkommen eng mit der Einkommensun-
gleichheit verknüpft. Je höher der Kapitalanteil ist, desto 
höher ist die Einkommensungleichheit (z. B. Bengtsson 
und Waldenström, 2018). Welche Rolle spielen Ein-
kommen aus Vermietung und Verpachtung? Kapitalein-
kommen fi nden in der öffentlichen Debatte zunehmend 
Beachtung. Vorgestellt und diskutiert werden der An-
teil der Haushalte, die diese Art von Kapitaleinkommen 
erhalten, ihre regionale Verteilung und der Beitrag der 
Mieteinkommen zur gesamten Einkommensungleichheit 
in Deutschland.

Bundesländerübergreifend erhalten zwischen 6 % und 
17 % der Haushalte Einkommen aus Vermietung und Ver-

Abbildung 1
Vermieterhaushalte nach Bundesländern, 2017
Anteile der Haushalte mit Einkommen aus Vermietung und Verpachtung

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.

(15,6%-18%)
(13,2%-15,6%)
(10,8%-13,2%)
(8,4%-10,8%)
(6%-8,4%)
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pachtung. Haushalte, die in den westdeutschen Bundes-
ländern leben, insbesondere in den südlichen Bundeslän-
dern Bayern, Baden-Württemberg sowie Rheinland-Pfalz, 
erzielen sehr viel häufi ger Einkommen aus Vermietung 
und Verpachtung als Haushalte in den ostdeutschen Bun-
desländern, mit mehr als 15 % der Haushalte (vgl. Abbil-
dung 1) als Haushalte in ostdeutschen Bundesland. Die 
Durchschnittseinkommen aus Vermietung und Verpach-
tung zeigen ein ähnliches regionales Muster mit höheren 
Durchschnittseinkommen in den westdeutschen als in 
den ostdeutschen Bundesländern. Die jährlichen Mietein-
nahmen liegen zwischen 10.000 und 15.000 Euro (Preise 
von 2017) in den alten Bundesländern und unter 10.000 
Euro in den neuen Bundesländern.

Der Anteil der Vermieterhaushalte nahm zwischen 2002 und 
2017 in allen regionalen Typen deutlich zu. In kleinen Ge-
meinden stieg der Anteil von 10 % auf 13 % und in großen 
Gemeinden von 7 % auf 9 %. In städtischen Regionen stieg 
der Anteil von 8 % auf 10 % und in ländlichen Regionen von 
8 % auf 11 %. Insgesamt zeigt sich, dass das durchschnitt-
liche Mieteinkommen steigt, je größer die Gemeinde und je 
städtischer die Region des Vermieterhaushalts ist.

Um die Auswirkungen der Mieteinkommen auf die gesam-
te Einkommensungleichheit festzustellen, zerlegen wir die 
Ungleichheit der vor- und nachstaatlichen Einkommen im 
Hinblick auf die Einkommensquellen. Abbildung 2 und 3 
zeigen die Ergebnisse. Zwischen 2002 und 2017 stieg 
der Beitrag der Mieteinkommen an der Ungleichheit der 
Markteinkommen von 9 % auf 16 % und an der Ungleich-
heit der Einkommen nach Steuern und Transfers von 19 % 
auf 31 %. Folglich hat die Bedeutung der Mieteinkommen 

für die Einkommensungleichheit insgesamt zugenom-
men. Allerdings ist die Zahl der Haushalte mit positivem 
Mieteinkommen in unserem Datensatz gering. Infolge-
dessen sind die Konfi denzintervalle breit und der Anstieg 
statistisch nicht signifi kant.

Der beträchtliche Beitrag des Mieteinkommens zur ge-
samten Einkommensungleichheit steht im Gegensatz zu 
seinem geringen durchschnittlichen Einkommensanteil. 
Der Anteil der Mieteinkommen am vor- und nachstaatli-
chen Einkommen beträgt 2017 durchschnittlich ca. 3 %. 
Hinter dem niedrigen Durchschnitt verbirgt sich jedoch 
die hohe Konzentration der Mieteinkommen: nur ca. 10 % 
der deutschen Haushalte erhalten Mieteinkommen. Da 
das Mieteinkommen positiv mit dem Haushaltseinkom-
men korreliert, also die Vermieterhaushalte auch anhand 
anderer Einkommensquellen zu den Besserverdienern 
gehören, trägt es einen erheblichen Anteil zur gesamten 
Einkommensungleichheit bei.

Regionale Variation des Wohneigentums

Die Lage des Hauses ist ein entscheidender Bestim-
mungsfaktor für seinen Wert, wobei städtische Gebiete 
und große Gemeinden im Allgemeinen höhere Wohnungs-
preise aufweisen. Wie variiert der Anteil des Wohneigen-
tums und des durchschnittlichen Nettowohnvermögens 
über die Regionen Deutschlands? Wie hoch ist der Anteil 
der Vermögensungleichheit in Deutschland, der durch 
das Immobilienvermögen erklärt wird?

Abbildung 3 zeigt den Anteil der Immobilieneigentümer nach 
Bundesländern. Dieser ist in den westdeutschen mit rund 

Abbildung 2
Beitrag zur Einkommensungleichheit vor Steuern 
und Transfers
in %

Anmerkung: Ungleichheit der äquivalenten Haushaltseinkommen; De-
komposition nach Shorrocks (1982).

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.

Abbildung 3
Beitrag zur Einkommensungleichheit nach Steuern 
und Transfers
in %

2002 2017

Einkommen aus Vermietung und Verpachtung
Andere Einkommen

9 16

91 84

2002 2017

Einkommen aus Vermietung und Verpachtung
Andere Einkommen

19 31

81 69

Anmerkung: Ungleichheit der äquivalenten Haushaltseinkommen; De-
komposition nach Shorrocks (1982).

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.
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50 % wesentlich höher als in den ostdeutschen Bundeslän-
dern mit weniger als 40%. Städte wie Hamburg und Berlin 
weisen mit rund 30 % die niedrigsten Eigentumsquoten auf.

Auch das durchschnittliche Nettoimmobilienvermögen 
von Immobilieneigentümern in den westdeutschen ist 
deutlich höher als in den ostdeutschen Bundesländern, 
wie Abbildung 5 zeigt. Am höchsten ist das Immobilien-
vermögen in Bayern und Hamburg mit durchschnittlich 
mehr als 350.000 Euro. Es folgen Baden-Württemberg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen mit 
Durchschnittswerten zwischen 250.000 und 350.000 Eu-
ro. In den ostdeutschen Bundesländern liegt das durch-
schnittliche Nettoimmobilienvermögen zwischen 100.000 
und 150.000 Euro.

Ursachen für die Veränderung der 
Vermögensungleichheit

Die Vermögensungleichheit hat seit der Wiedervereini-
gung erheblich zugenommen, wenn man den Abstand 
zwischen der oberen und unteren Hälfte der Vermögens-

verteilung misst. Während die oberen 10 % ihr Vermö-
gen verdoppeln konnten, stieg das Vermögen der unte-
ren 50 % um weniger als 10 %. Die Folge war, dass das 
durchschnittliche Vermögen der oberen 10 %, das 1993 
„nur“ 50 Mal höher war als das der unteren Hälfte, im Jahr 
2018 auf das Hundertfache des Vermögens der unteren 
Hälfte anstieg. Der Anteil der unteren 50 % am Gesamt-
vermögen hat sich seit 1993 von über 5 % auf weniger als 
3 % fast halbiert (Albers et al., 2020).

Dies erklärt auch, warum Standardmaße wie der Gini-
Koeffi zient keine signifi kante Zunahme der Ungleichheit 
seit Anfang der 2000er Jahre erkennen lassen. Der Gini 
veranschaulicht vor allem die Vermögensungleichheit in 
der oberen Hälfte der Vermögensverteilung, die ein sub-
stanzielles Vermögen besitzen. Das Vermögenswachs-
tum der Mittelschicht (Hauseigentümer) hat fast mit den 
Reichen (Unternehmensbesitzer) Schritt gehalten, so-
dass der Gini-Koeffi zient nur leicht zugenommen hat. 
Allerdings hat sich der Abstand zu denjenigen mit sehr 
geringem oder keinem Vermögen (untere Hälfte) deutlich 
vergrößert.

Abbildung 4
Immobilieneigentum nach Bundesländern, 2017
Anteil von Haushalten mit positivem oder negativem Immobilienvermö-
gen

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.

Abbildung 5
Durchschnittliches Immobilienvermögen nach 
Bundesländern, 2017
Nettoimmobilienvermögen der Haushalte, in 1000 Euro zu Preisen von 
2017

(56%-60%)
(46%-56%)
(38%-46%)
(26%-38%)

(350-500)
(300-350)
(250-300)
(200-250)
(150-200)
(100-150)

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.
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änderungen im Laufe der Zeit sind jedoch statistisch nicht 
signifi kant.

Das Unternehmensvermögen ist der wichtigste Faktor für 
die Nettovermögensungleichheit. Dieser Vermögenstyp 
trägt etwa 50 % zur Nettovermögensungleichheit bei. 
Je höher das Unternehmensvermögen eines Haushalts 
ist, desto höher ist sein Gesamtnettovermögen. Im Jahr 
2017 erklärt das Immobilienvermögen – das typische Ver-
mögen der Mittelschicht – 35 % der Nettovermögensun-
gleichheit, während das Unternehmensvermögen – das 
typische Vermögen der Oberschicht – 55 % der Nettover-
mögensungleichheit erklärt. Während fast die Hälfte der 
Bevölkerung in Immobilien investiert ist, ist der Besitz von 
Unternehmen stark an der Spitze der Vermögensvertei-
lung konzentriert. So besitzen beispielsweise die obers-
ten 1 % der Vermögensverteilung etwa zwei Drittel des 
gesamten Unternehmensvermögens. Gleichzeitig ist das 
aggregierte Immobilienvermögen 2018 in Deutschland et-
wa doppelt so hoch wie das aggregierte Unternehmens-
vermögen (Albers et al., 2020). Das Unternehmensver-
mögen macht also einen erheblichen Teil des deutschen 
Haushaltsvermögens aus, ist aber in den Händen weniger 
konzentriert und damit ein wichtiger Faktor für die Vermö-
gensungleichheit in Deutschland.

Zusammenfassung

Immobilien haben an Bedeutung für die Einkommens-
ungleichheit in Deutschland gewonnen. Der Anteil von 
Haushalten mit Einkommen aus Vermietung und Ver-
pachtung hat zwischen 2002 und 2017 zugenommen. 

In der wachsenden Literatur zur Dynamik der Vermögens-
ungleichheit werden Kapitalgewinne und Ersparnisse als 
die Hauptursachen für die Veränderung der Vermögens-
ungleichheit hervorgehoben. Kapitalgewinne aus Ak-
tienbesitz oder Wohneigentum erzeugen aufgrund der 
Heterogenität der Portfolios, die vom unteren, mittleren 
und oberen Ende der Vermögensverteilung gehalten 
werden, unterschiedliche Vermögensungleichheitsdy-
namiken. Während das Wohnen das wichtigste Vermö-
gen der Mittelschicht ist, werden Unternehmen von der 
reichsten Klasse, d. h. dem obersten Dezil oder dem 
obersten Perzentil, gehalten. So besitzen beispielsweise 
die mittleren 40 % (50.-90. Perzentil) der Vermögensver-
teilung in Deutschland 53 % des gesamten Nettoimmo-
bilienvermögens, aber weniger als 10 % des gesamten 
Unternehmensvermögens. Das oberste Dezil hält 46 % 
des gesamten Immobilienvermögens und 90% des Un-
ternehmensvermögens (Albers et al., 2020). Infolgedes-
sen führt der Immobilienboom zu Kapitalgewinnen für 
die Mittelschicht und damit zu einer Verringerung der 
Vermögensungleichheit, während Börsenbooms die 
Vermögenskonzentration an der Spitze erhöhen (Gar-
binti et al., 2020; Kuhn et al., 2019; Martinez-Toledano, 
2020). In Deutschland haben die steigenden Immobili-
enpreise seit 2010 die ungleichheitserhöhenden Effekte 
steigender Aktienkurse weitgehend kompensiert. Empi-
rische Studien zeigen, dass die Vermögensungleichheit 
in Deutschland zwischen 2002 und 2017 gemessen am 
Gini-Koeffi zienten eher stabil geblieben ist (Grabka und 
Halbmeier, 2019) bzw. seit der Wiedervereinigung mo-
derat zugenommen hat (Albers et al., 2020; Bartels und 
Schröder, 2020).

Welchen Beitrag leistet das Immobilienvermögen zur 
gesamten Vermögensungleichheit in Deutschland? Wir 
zerlegen nun die Nettovermögensungleichheit nach 
Vermögensarten. Abbildung 6 zeigt die Ergebnisse der 
Shorrocks-Dekomposition. Was die Dekomposition der 
Vermögensungleichheit betrifft, so konzentrieren wir un-
sere Diskussion auf den Ungleichheitsbeitrag des Immo-
bilienvermögens und des Betriebsvermögens. Der Erst-
wohnsitz trägt zwischen 11 % und 16 % zur Nettovermö-
gensungleichheit bei. Weitere Immobilienvermögen ne-
ben dem Hauptwohnsitz tragen zwischen 20 % und 30 % 
zur Ungleichheit des Nettovermögens bei. Zwischen 2002 
und 2017 ging der Beitrag der sonstigen Immobilien zur 
Ungleichheit zurück. Sowohl die Korrelation mit dem Ge-
samtnettovermögen als auch die Standardabweichung  
sind im Laufe der Zeit zurückgegangen. Dies erklärt sich 
daraus, dass mehr Haushalte Mieteinnahmen erhalten. 
Da breitere Teile der Bevölkerung in Mietwohnungen in-
vestieren, nimmt die Korrelation dieses Vermögenstyps 
mit dem Gesamtnettovermögen ab und er trägt weniger 
zur gesamten Nettovermögensungleichheit bei. Die Ver-

Abbildung 6
Beitrag zur Vermögensungleichheit
in %

Anmerkung: Ungleichheit der Haushaltsnettovermögen; Dekomposition 
nach Shorrocks (1982).

Quelle: SOEP v35, eigene Berechnungen.

2002 2017

Eigenes Haus/Wohnung

Finanzvermögen

Andere Immobilien

Betriebsvermögen

Bausparen und Versicherungen

11 16

48 55

6 2

1932

8
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Mieteinkommen erklären einen wachsenden Anteil der 
Einkommensungleichheit in Deutschland. Veränderun-
gen der Vermögensungleichheit werden hauptsächlich 
durch Kapitalgewinne aus Wohnungs- und Aktienkursen 
sowie durch unterschiedliche Sparquoten verursacht. 
Steigende Hauspreise verringern tendenziell die Ver-
mögensungleichheit, während steigende Aktienpreise 
die Vermögensungleichheit vergrößern. In den 2010er 
Jahren hat der Anteil des Wohneigentums in den deut-
schen Bundesländern und über die verschiedenen Regi-
onen hinweg zugenommen, insbesondere in städtischen 
Gebieten und größeren Kommunen. Somit profi tierte 
ein steigender Anteil der deutschen Haushalte von stei-
genden Hauspreisen, und die Vermögensungleichheit 
hat sich zwischen 2002 und 2017 nicht wesentlich ver-
ändert. Wir dokumentieren erhebliche Unterschiede 
in Wohneigentum und -vermögen zwischen Ost- und 
Westdeutschland. Während in Westdeutschland 2017 
etwa die Hälfte aller Haushalte in Immobilien investiert 
ist, liegt dieser Anteil in Ostdeutschland unter 40 %. Im 
Jahr 2017 weisen die Haushalte in Bayern und Hamburg 
mit durchschnittlich mehr als 350.000 Euro das höchs-
te Nettoimmobilienvermögen auf. In den ostdeutschen 
Bundesländern liegt das durchschnittliche Nettoimmo-
bilienvermögen zwischen 100.000 und 150.000 Euro. 
Von 2012 bis 2017 ist das durchschnittliche Nettoim-
mobilienvermögen vor allem in großen Kommunen, Ge-
meinden und städtischen Regionen recht stark gestie-
gen. Das Betriebsvermögen erklärt mehr als die Hälfte 
der gesamten Nettovermögensungleichheit in Deutsch-
land, gefolgt vom Nettoimmobilienvermögen.


